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Beistand, 1955, -*■ Nordatlantik­
paktorganisation). Mittels der -*■ 
Entspannungspolitik als einziger ver­
nünftiger Alternative angesichts der 
Gefahr eines nuklearen Weltkrieges 
sollen die Prinzipien der -> fried­
lichen Koexistenz in den Beziehungen 
zwischen den Staaten unterschied­
licher Gesellschaftsordnung umfas­
send durchgesetzt und die historisch 
unvermeidliche Auseinandersetzung 
zwischen Sozialismus und Imperialis­
mus unter Ausschluß kriegerischer 
Mittel in Form des friedlichen Wett­
bewerbs der beiden Systeme auf wirt­
schaftlichem, sozialpolitischem und 
kulturellem Gebiet, mit den Mitteln 
der Politik und Ideologie geführt 
werden. Die Gewährleistung der e. S. 
und die Entwicklung einer gleichbe­
rechtigten Zusammenarbeit der Staa­
ten entspricht den legitimen Lebens­
interessen aller Völker. Sie sichert 
dem Sozialismus günstige äußere Be­
dingungen, verleiht der Kraft seines 
Beispiels noch größere Wirksamkeit 
und schafft günstige Voraussetzungen 
für den sozialen Fortschritt. 
Vorkämpfer und Hauptträger des 
Kampfes um die Gewährleistung der 
e. S. war und ist die UdSSR. Davon 
zeugt bereits der erste außenpolitische 
Akt der jungen Sowjetmacht - das 
„Dekret über den Frieden“. Die 
grundlegenden Gedanken eines wirk­
samen Systems der kollektiven Sicher­
heit wurden von W. I. Lenin entwik- 
kelt und durch die Sowjetunion be­
reits in den 30er Jahren im Kampf 
gegen die faschistische Aggressions­
politik und zur Verhinderung des 
zweiten Weltkrieges ausgestaltet. Im 
Beschluß des ZK der KPdSU(B) vom 
Dez. 1933 wurde die Schaffung eines 
Systems der kollektiven Sicherheit in 
Europa als eine zentrale Aufgabe der 
sowjetischen Außenpolitik definiert. 
Der Antisowjetismus und die „Be­
friedungspolitik“ der damaligen Re­
gierungen der Westmächte (-»- 
Münchner Abkommen, 1938), das 
Bestreben, das faschistische Deutsch­
land als Stoßkeil gegen die UdSSR

zu verwenden, verhinderte die Ver­
wirklichung der sowjetischen Vor­
schläge für die Gewährleistung der 
e. S. in den 30er Jahren. Der Sowjet­
union und der kommunistischen Welt­
bewegung war es unter den Bedin­
gungen des damaligen Kräfteverhält­
nisses noch nicht möglich, durch die 
Schaffung eines Systems der kollek­
tiven Sicherheit den Krieg zu verhin­
dern. Der historische Sieg der UdSSR 
und der Völker der Antihitlerkoali­
tion über den Faschismus führte zu 
grundlegenden Veränderungen im 
Kräfteverhältnis zugunsten des Frie­
dens und des Sozialismus. Noch wäh­
rend der Kriegshandlungen setzte 
sich die UdSSR entschieden dafür ein, 
eine Nachkriegsordnung zu schaffen, 
die cs den europäischen Völkern er­
möglichen würde, stabile Grundlagen 
für einen dauerhaften Frieden her- 
zustcllen. In den Dokumenten der 
Antihitlerkoalition, insbesondere im 
—- Potsdamer Abkommen vom 2. 8. 
1945, hatte dank der prinzipienfesten 
Politik der UdSSR ein umfassendes 
demokratisches Programm zur Ge­
währleistung einer stabilen Sicherheit 
im Nachkriegseuropa seinen verbind­
lichen völkerrechtlichen Niederschlag 
gefunden. Infolge des offenen Bruchs 
des Potsdamer Abkommens durch die 
reaktionären Kreise der USA und 
ihrer imperialistischen Verbündeten, 
der Bildung aggressiver imperialisti­
scher Militärblöcke und der revan­
chistischen Politik der BRD gewann 
die Aufgabe, die e. S. durch kollek­
tive Anstrengungen der Staaten zu 
gewährleisten, weiter an Bedeutung. 
Die UdSSR unterbreitete auf der 
Berliner Außenministerkonferenz 
1954 den Entwurf eines „Gesamt­
europäischen Vertrages über die kol­
lektive Sicherheit in Europa“ und 
schlug vor, eine Konferenz aller euro­
päischen Staaten zur Frage der Schaf­
fung eines Systems der kollektiven 
Sicherheit in Europa einzuberufen. 
Ein umfassendes Programm für die 
Gewährleistung der e. S. wurde von 
der UdSSR auch 1955 auf der Genfer
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